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Bonn, den 27. September 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erschwerung von Luftreinhaltungs- und Lärmbekämp- 
fungsmaßnahmen durch Verzögerung der Genehmigung 
nach den §§16 und 24 GewO 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/1412 — 


Die Kleine Anfrage beantworten wir namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Das Recht der Genehmigung genehmigungsbedürftiger Anla- 
gen (§§16 ff. GewO) wird von den Ländern als eigene Angele- 
genheit ausgeführt. Deshalb haben wir zu der Kleinen Anfrage 
eine Stellungnahme der zuständigen obersten Landesbehörden 
eingeholt. 

Im einzelnen bemerken wir zu der Kleinen Anfrage: 

Zu 1. a) 

Im Genehmigungsverfahren nach den §§ 16 ff. GewO sind die 
Unternehmen öffentlich bekanntzumachen, die Unterlagen äus- 
zulegen und die Stellungnahmen der zu beteiligenden Behörden 
einzuholen; über etwa erhobene Einwendungen ist zu verhan- 
deln. 

Schon aus diesen Gründen erstreckt sich das Genehmigungsver- 
fahren in der Regel über 3 bis 6 Monate. 

In einzelnen Fällen, in denen es sich um umfangreiche genehmi- 
gungsbedürftige Anlagen handelte, vor allem bei Großbetrie- 
ben der chemischen Industrie, hat das Genehmigungsverfahren 
länger als ein Jahr gedauert. Hierfür sind verschiedene Ur- 
sachen zu nennen: 
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So müssen bei umfangreichen Anlagen Gutachten von Sachver- 
ständigen und Instituten eingeholt werden, z. B. über die Be- 
lastung der Umgebung durch schwefelige Säure und sonstige 
Immissionen, über die Höhe und Art der Schornsteine. Solche 
Gutachten können oft erst nach monatelangen Messungen er- 
stattet werden. 

Im Genehmigungsverfahren sind nicht nur Immissionsschutz- 
angelegenheiten zu prüfen,- es sind beispielsweise auch die bau- 
technischen Unterlagen, die sehr umfangreich sein können, von 
den zuständigen Bauaufsichtsbehörden überprüfen zu lassen. 
In nicht seltenen Fällen muß das gewerberechtliche Genehmi- 
gungsverfahren mit zusätzlich erforderlichen wasserrechtlichen 
Erlaubnissen oder Bewilligungen koordiniert werden. Oft kann 
über Einzelheiten der Bauausführung aus Gründen der tech- 
nischen Weiterentwicklung bei Großanlagen erst nach Beginn 
der Gesamtbauausführung entschieden werden. Ist die zu er- 
richtende Anlage Teil eines größeren Bauvorhabens, so müssen 
Beginn und Abschluß des Genehmigungsverfahrens auf das 
größere Bauvorhaben abgestimmt werden. 

Der Herr Arbeits- und Sozialminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen sieht die Ursache für die lange Dauer des Genehmi- 
gungsverfahrens vor allem darin, daß das nach den Nrn. 11 
bis 33 der Preußischen Ausführungsanweisung zur Gewerbe- 
ordnung vorgeschriebene Genehmigungsverfahren sehr schwer- 
fällig war. Durch eine neue Verwaltungsvorschrift zum Geneh- 
migungsverfahren nach §§ 16 ff., die am 1. Januar 1963 in Kraft 
getreten ist (s. Runderlaß vom 1. Oktober 1962 — MB1. NW 
S. 1699), wird das Genehmigungsverfahren wesentlich verein- 
facht und beschleunigt werden. 

Zu 1. b) 

Wie aus den Stellungnahmen der obersten Landesbehörden her- 
vorgeht, kann nicht gesagt werden, daß es verwaltungsüblich 
geworden sei, die Errichtung umfangreicher oder komplizierter 
genehmigungsbedürftiger Anlagen stillschweigend zu dulden 
und die Genehmigung erst vor der Inbetriebnahme zu erteilen. 
Dies ist nur in einigen Fällen vorgekommen. Hierbei handelte 
es sich insbesondere um Großprojekte, bei denen neuartige 
Produktionsverfahren angewendet werden sollten oder bei 
denen technische Erkenntnisse und Erfahrungen noch nicht in 
erforderlichem Umfang Vorlagen. Die technische Entwicklung 
bei derartigen Großbetrieben schreitet so schnell voran, daß 
bei Beginn der Fundamentierungsarbeiten noch nicht voraus- 
zusehen ist, wie die Anlage im Endzustand beschaffen sein 
wird. Die Länder wollen versuchen, dieser Schwierigkeit da- 
durch Herr zu werden, daß sie die Genehmigung in eine sog. 
Grundgenehmigung vor dem Baubeginn und in weitere Teilge- 
nehmigungen vor der Inangriffnahme von Bauabschnitten auf- 
spalten. 
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Zu 1. c) 

In den einzelnen Fällen, in denen bisher die Genehmigung erst 
nach Errichtung der Anlage erteilt worden ist, ist der Schutz 
der Beschäftigten, der Nachbarschaft und der Allgemeinheit 
gebührend berücksichtigt worden. Die zuständigen Behörden 
haben in enger Zusammenarbeit mit den Unternehmen die not- 
wendigen Schutzmaßnahmen während des Baues der Anlage 
veranlaßt. 

Zu 2. 

Der Bundesregierung ist durch die Stellungnahme des Herrn 
Arbeits- und Sozialministers des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 15. August 1963 — III B - 8840 - 335/63 — bekanntgewor- 
den, daß der Leitende Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht 
Kleve, Zweigstelle Moers, das wegen Verstoßes gegen § 147 
Abs. 1 Nr. 2 GewO eingeleitete Ermittlungsverfahren gemäß 
§ 153 Abs. 2 StPO mit Zustimmung des Amtsgerichts durch 
Verfügung vom 14. Februar 1963 — Is - 1224/62 — eingestellt 
hat. In diesem Zusammenhang dürfen wir darauf hinweisen, 
daß das Unternehmen außerordentliche Maßnahmen zum Schutz 
der Allgemeinheit getroffen hat. Durch diese Maßnahmen 
werden die ursprünglich errechneten Auswürfe an Schwefel- 
oxiden von ungefähr 500 kg/h auf etwa Vio vermindert werden. 

Zu 3. 

Das Genehmigungsverfahren nach §§ 16 ff. GewO wird be- 
schleunigt werden können, wenn die Technischen Anleitungen 
zu § 16 erlassen sind. Wir haben in gemeinsamer Federführung 
folgende Allgemeine Verwaltungs Vorschriften über genehmi- 
gungsbedürftige Anlagen nach § 16 GewO im Entwurf fertig- 
gestellt: „Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft" und 
„Technische Anleitung zur Lärmbekämpfung". Diese Entwürfe 
werden den Ländern und den beteiligten Kreisen in Kürze zur 
Stellungnahme übersandt. 


Schwarzhaupt Blank 
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